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>Amerikanische Diskussion ZUur Schwangerschaftsunterbrechung
In zahlreichen europäischen und überseeischen Ländern Ebenfalls für den Staat ergibt sich die rage, ob Eın-
1St die Diskussion die Legalisierung der Schwanger- orifte allein auf Anraten des Arztes oder eines Ärzte-
schaftsunterbrechung 1m ange Irotz der erheblichen grem1ums hın VOrgeNOMME werden dürfen, oder ob ıne
Unterschiede ın den Rechtssystemen und -tradıtionen der solche Entscheidung den Gerichten vorbehalten seın soll
einzelnen Länder treten doch überall einıge vergleichbare Nıcht überall hat der Arzt das echt davon sind auch
Grundprobleme auf, un deshalb können die Auseın- die übriıgen Kräfte 1n den Krankenhäusern betroften
andersetzungen andernorts als einschlägiges Erfahrungs- die Durchführung oder die Beteiligung einem Eingriff
material ZUur Vorbereitung autf dıe treftenden Neu- Aaus Gewissensgründen verweıgern.
regelungen 1n einem umstrittenen Bereich in Betracht Zu ernsten Kontroversen hat 1n zahlreichen Ländern die
SEeEZOBCN werden. Ebenso W1e 1n der Bundesrepublik, die Haltung der Katholiken geführt, für die eine folgen-
1mM Rahmen der Strafrechtsreftorm gesetzlıche Regelungen reiche Gewissensnot 1n dem Konflikt zwischen der INOTra-
für die Schwangerschaftsunterbrechung anstrebt, steht lıschen Grundsatzirage und der gesetzlıchen Regelung

esteht.auch iın S$Spanıen, Italien un: den Niederlanden die recht-
ıche Fıxierung arztlicher Eingrifte noch ZAUS. Dieser Wenn auch nıcht 1N der Geschlossenheit, die 7zumeıst die
Situation entsprechend eschränken WIr unl 1er 1mM Katholiken ın dieser rage kennzeichnet, wıdersetzen
wesentlichen auf die Wiıedergabe des Diskussionsmaterials sich doch auch zahlreiche Gruppen un Einzelpersonen
VOT allem AUuUS dem anglo-amerikanischen Bereich. Die teıils AaUuUSs relıgıösen oder ethisch-humanistischen, teıls Aus

darin implizierten Grundsatziragen werden hiıer 1Ur mediızınıschen, bevölkerungspolitischen oder so7zialen
angedeutet, sOWweIlt S$1Ee Bestandteil dieses Diskussions- Gründen der generellen Legalisierung VOTr allem der
materials sind. Sie bedürfen einer eigenen Darstellung. eugenischen un: ethischen Indikationen. egen dieser
Vıer Indikationen werden unterschieden, die teıls für Opposıtion annn 7zumindest ın den westlichen Ländern
sıch, teıls in wechselseitigem Zusammenhang ZUur Debatte damıt gerechnet werden, dafß die erforderlichen ZESELTZ-
stehen: die medizinısche (der Eingrift ıne Schwan- lichen Regelungen eine Posıition Zzayıschen den Extremen
gerschaft, WEn dadurch ine Gefahr für Leben oder einnehmen werden, nämlich den kanonischen Bestim-
Gesundheit der Multter beseitigt werden kann), die CUSC- INUNSCH der katholischen Kirche einerseıts un dem Be-
nısche (bei vermuteter erblicher Belastung der Leibes- streben nach völliger Überantwortung dieser Entsche1i-
trucht womıt allerdings der Tatbestand der Eutha- dung die betroffene Multter.
nasıe NUur 1in die Schwangerschaftsperiode zurückverlegt
wird), die ethische Indikation (gegen ıne Schwanger-
chaft als Resultat VO Ehebruch un das aupt- Unterscheidung VO  ; Rechts- und Sittenordnung

Vergewaltigung un Verführung Mınder- Wıe U, Cdie Diskussion die Schwangerschaftsunter-
Jähriger) un die soz1ale (bei großer finanzieller Be- brechung 1mM Rahmen der deutschen Strafrechtsreftorm
lastung der Multter oder der Famiılie durch die Geburt zeıgt, sıch bei den Katholiken die Unterscheidung
oder aus bevölkerungspolitischen Rücksichten). 7zwiıischen Sittenordnung un: Rechtsordnung zunehmend
In den skandinavischen Ländern, die $ür 1ne welt- durch (vgl die grundsätzlichen Ausführungen des Bonner
gehende Liberalisierung des medizinischen Aborts be- Moraltheologen Franz Böckle iın „ Wort un: VWahrheıit“,
kannt sınd, werden jedoch gegenwärtıig Revısıonen Januar/Februar 1968, 3—17) Gleichzeitig werden auch
restriktiver Tendenz angestrebt (vgl „International die moraltheologischen Aspekte aut dem Hintergrund der
Herald Trıbune“, 10 67) Dıie meısten Ostblockstaaten anthropologischen Erkenntnisse nNeUu durchdacht
sefzen den Eingriften ıne Schwangerschaft NULr Auf einem Symposium der Holländischen Katholischen
noch geringfügıge Beschränkungen Auch die AÄrzteschaft 1mM Oktober 196/ wurde bekannt, daß
DDR hat bekanntlich ıhre diesbezüglichen gesetzlichen 78 Prozent der anwesenden Ärzte die Schwangerschafts-
Regelungen weitgehend liberalisiert (vgl Herder-Korre- unterbrechung AUuSs medizinıschen Gründen befürworten,
spondenz 20 Jhg., 12 In Kanada un 1n Indien sind Prozent AaUuU»>s „existenziellen“ Gründen (damit W ar ine
gegenwärtig Revisionsbestrebungen 1 ange, deren Beeinträchtigung des Wohlbefindens der Multter durch
Ergebnis jedoch noch ıcht feststeht. Das japanısche (Gesetz die Geburt gemeınt). Nur 2 Prozent der Ärzte Lraten Aaus

erlaubt nach der etzten Fassung VO  - 195972 die Beendigung soz1alen Gründen für die Schwangerschaftsunterbrechung
einer Schwangerschaft bereıits bei der Wahrscheinlichkeit, eın.
daß die Gesundheıit der Mutter „entweder AUS körper- Mıt besonderer Intensität un: großer Anteilnahme weıter
lıchen oder AaUS Ananziellen Gründen“ beeinträchtigt wird. Bevölkerungskreise wurden die vielfältigen, moralischen

rechtlichen, medizınischen, pädagogischen, gesellschaft-
TIrend ZUr Liberalisierung der Gesetzgebung lichen un soz1alen Aspekte dieser Problematik 1in den

Vereinigten Staaten un Großbritannıen diskutiert. Ge-
Abgesehen VO  3 den moralischen Fragen, die ıne Legali- wı{ siınd die Argumente VO  $ unterschiedlicher Wertigkeit,
sıerung der Schwangerschaftsunterbrechung mi1t sich dennoch sollten S1e beachtet werden, da Ss1e auch 1n -
bringt, stellt sıch 881 jedem Fall das Problem, ob alleiın deren Ländern vorgebracht werden.
der Schwangeren das Recht, über den Eingriff bestim- Die gesetzlichen Grundlagen für die Schwangerschafts-
INCN, vorbehalten se1n soll oder ob auch dem Vater bzw unterbrechung 1ın den USA sSsLammMen 1M wesentlichen AaUuUs

dem Ehegatten eın Mitspracherecht zukommt, un dem Jahrhundert. Insgesamt 45 Bundesstaaten haben
das 1im Jahre 18521 1n Connecticut verabschiedete (Gesetzschließlich, wWer 1mM Konfliktsfall entscheiden hat In

Ländern, die die eugenische Indikation 1n rwagung übernommen, wonach ıne Schwangerschaft 1Ur dann
zıehen, meldet vielfach auch der Staat YeWw1sse Rechte unterbrochen werden darf, wenn das Leben der Multter
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direkt edroht 1St Die übrıgen fünt Staaten erlauben in autorisierten Krankenhaus durchgeführt werden. Eın
begrenzten Fällen en Eingrift auch dann, WECNN dadurch Gremium VO  3 drei Ärzten muß die Operatıon einstiımm1g

befürworten. In einem Amendment wurde zusätzlichdie Gesundheit der Multter geschützt wird. Vorbedingung
1St STELTS, daß ıne Geftfahr tür das Leben oder zumındest festgelegt, daß jemand die Beihilfe für einen Abort Ver-
tür die Gesundheit der Mutter teststeht. weıgern kann, w enl moralische oder relig1öse Gründe
Die Zahl der Jlegalen „therapeutischen Aborte“ beläuft geltend gemacht werden.
sıch nach den ungesicherten Angaben aut bis ıne katholische Juristenvereinigung hatte u.,. gefOr-
100 000 Fälle 1m Jahr. Illegale nıchtklinısche Eingrifte dert, die Entscheidung über einen Eingriff den Gerich-
dürften erheblich häufiger erfolgen, allerdings sind die ten, nıcht den Ärzten, überlassen, damıiıt das ungsc-
Schätzungen sehr umstrıtten, die eın bıs WEe1 Millionen borene ınd rechrtlich vertreten se1 un Betrugsabsichten
Abtreibungen konstatieren wollen ber auch 1n den vereitelt würden. Ferner wollte die Vereinigung die Zu-
Krankenhäusern werden die bestehenden Gesetze vielfach lässıgkeit der Operatıon VO  a} der Zustimmung beider
mıißachtet. Elternteile abhängig machen. Diese Vorschläge wurden
Die besonders seıt dem Zweiten Weltkrieg immer deut- jedoch abgelehnt.
lıcher hervortretende Inkongruenz 7zwıschen Rechtslage Das LIEUEC (Gesetz 1n North Carolina iSt den Regelungen
un Praxıs hat Revisionsbestrebungen 1ın der (Jesetz- 1n Colorado 1n vielen Punkten yleich Allerdings 1St 1er”
gebung geführt. Die Diskussion darüber 1St 1n allen der Nachweis erfordert, daß die 1ne Schwanger-
Bundesstaaten 1mM ange. ıne Untersuchungskommission schaftsunterbrechung nachsuchende Tau seit vier Mona-
1mM Staate New ork hat dazu erklärt: „Wenn eın ten 1im Bundesstaat ansässıg 1St (vgl „The National
Gesetz die Meınung der Bevölkerungsmehrheıt reprasen- Catholic NEDOKLER, S67 Diese Klausel fehlt in
tiert, dann 1St der Zeıt, die Gesetze bezüglıch des Colorado:;: deswegen wurde dieser Bundesstaat VO  ; den
therapeutischen Aborts LEeEU überdenken.“ pponenten der Regelung als das künftige 95

treibungs-Mekka“ bezeichnet. Dieses AÄrgument hat sıch
bewahrheitet un: iınzwiıschen schon Revisionsbestre-Das Moralgesetz VO 1959
bungen Gesetz geführt (vgl „International

Die gegenwärtıigen Überlegungen der gesetzgebenden Herald Tribune“, AD 67) Schon bei der Einbringung
Körperschaften 1n den einzelnen Bundesstaaten haben eın der Gesetzesvorlage 1m Februar 1967 hatten die katho-
Modellgesetz des Amerıcan Law Institute Aaus dem Jahre lischen Bischöfe VO Colorado geltend gemacht, eın der-
1959 ZUuUr Grundlage. Der wesentliche Unterschied Z artıges (Gesetz würde „dem ungeborenen ind se1ın -
bislang gültigen Regelung esteht darın, daß vielfach die veräußerliches Recht auf Leben verweıgern“ (vgl „  he
Wahrscheinlichkeit als hinreichender Grund für eıne National Catholic Reporter“, 67) Kalıtornien CI-

Indikation gilt un daß csehr weitgehende soz1ale Gründe laubt die Schwangerschaftsunterbrechung auch be1 der
als Rechtfertigung vorgebracht werden. Die Auseinander- „grofßen Wahrscheinlichkeit“ nıcht, „dafß das ınd miıt
SeETZUNg über diese Vorschläge ezieht sıch auf alle Be- geistigen oder körperlichen Gebrechen geboren wird“
reiche un zuständıgen Diszıplinen. Besonders seitdem die (vgl „The National Catholic Reporter“, A 67) Auch
Folgen VO  e Medikamenten W1e Contergan ekannt SC- die American Medical Assocıatıon, die 216000 Mıt-
worden sınd, wird die rage in allen Bevölkerungs- olieder vereıinıgt, hat sıch für die Liberalisierung 1mM Sınne
schichten, WeNnNn auch miıt vorwiegend emotionalen Argu- des Modellgesetzes ausgesprochen, ıhre Haltung „mıt
menten, diskutiert. den üblichen Praktiken 1ın Einklang bringen“ (vgl

95  he National Catholic Reporter“, 28 6/7)Die langjährıgen Auseinandersetzungen haben ın den
Bundesstaaten Colorado (April North Carolina Im Jahre 1967 wurden 1n mehreren amerikanischen
(Maı un Kalitornien unı ersten DESCETZ- Bundesstaaten vergleichbare Gesetzesanträge entweder
lichen Änderungen geführt. Auft der Basıs des gENANNTLEN abgelent - öder zurückgestellt. Die Opposıtion die
Modellgesetzes wurden die Gesetze FA Regelung der Liberalisierungstendenzen kommt vorwiegend AUuUS kirch-
Schwangerschaftsunterbrechung weitgehend lıberalisijert. lıchen Kreıisen, besonders VO  —$ den Katholiken. Kardinal
Da gegenwärtıg ın eLtw2 Bundesstaaten äahnliche Be- Rıchard Cushing VO Boston hat die einzelnen Religions-
strebungen 1m ange sınd, die auch VO  = gleichlautenden gemeinschaften aufgefordert, sıch diese Bestrebun-
Argumenten gestützt werden, 1St W  ‚9 da diese Cn wenden, enn Abtreibung se1 ord „Das Prinzıp
reı Staaten Präzedenztfällen werden. der Unverletzlichkeit des menschlichen Lebens, das aut
In Colorado gilt die klınısche Schwangerschaftsunter- dem Spiele steht, erlaubt keinen Kompromifß“ (vgl „The
brechung iın folgenden Fällen als legal (vgl News Pılot“, Ü: 6/) Die dreı Bischöfe VO  w} Maryland be-
Service, 6/; me 67) Wenn die Schwan- LtONTEN, se1 nıcht 1mM Interesse der Kırche, daß „Jede -
gerschaft den Tod (wıe bisher) oder eıne ernsthafte und moralische Handlung durch (zeset7z verboten werden
dauernde Schädigung der körperlichen oder psychıschen sollte“, allerdings wende sıch die katholische Opposıtion
Gesundheit der Multter hervorrufen würde; wenn ın diesem Falle die Bedrohung des Grundrechtes

„wahrscheinlich“ 1St, da{fß das ind „mit schwerer auf Leben (nach News Serviıce, 67)
un: dauernder Mißgestaltung oder geistiger Zurück- Mehr noch als ın den geENANNTEN Staaten haben dıe
gebliebenheit“ (u SCnh erblicher Belastung) geboren Auseinandersetzungen 1m Staate New ork das Inter-
wiırd: WEn die Schwangerschaft Folge eıner Vergewalti- ESSE der Ofrtentlichkeit Erregt.: Der estarken katholischen
Sung oder einer Inzesthandlung 1St un nıcht länger als Präasenz die 6,5 Millionen Katholiken, also über eın

Wochen esteht. Schließlich hat jedes Mädchen un: Drittel der Gesamtbevölkerung, verschaften dem Ep1-
Jahren das Recht auf Schwangerschaftsunterbrechung, skopat 1ne starke Stellung 1St gelungen, iıne nde-

wWenn die Schwangerschaft auf den Tatbestand der Ver- Iung der Gesetzgebung VOFrerst verhindern. nab-
führung Minderjähriger („statutory aPe«) Zzurückzu- hängig davon aber besitzen die New Yorker organge
tühren ist. Der Eıngrift mu{fß allerdings 1ın eiınem dafür gewissermaßen Modellcharakter, denn OFrt wurden die
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Vielfalt der Argumente un Probleme un die „Strategie“ des ungeborenen Lebens Aaus der Sıcht des amerikanıiıschen
der einzelnen Gruppen deutlich. bürgerlichen Rechtes verteidigen (vgl News Service,
Dıie 1883 erlassenen New VYorker Gesetze s1e erlauben 67) Robert Byrn, eın Rechtswissenschaftler
NUur den therapeutischen Abort sind 1n einer eıit ent- der Fordham Unıiversıity, hat dargelegt, da{(ß die bisherige
standen, als die katholische Minderheit zeinen Anteıl Auffassung der amerikanıschen Rechtsinstitute un die

Praxıs der Gerichte darın mIiıt der katholischen Auffas-der Gesetzgebung hatte. Heute bemüht siıch die Kirche
gerade die Bewahrung dieses Bestandes. Dıie VO dem SUuNg übereingestimmt hätten, daß VO Augenblick der
New Yorker Abgeordneten un Juristen Albert Blumen- Zeugung menschliches Leben bestehen könne un dieses
thal eingebrachte Vorlage sıeht die Schwangerschafts- menschliche Leben auch un dem Schutz der allgemeinen
unterbrechung ebenfalls bei Vergewaltigung un Inzest, Gesetze stehen musse (vgl „Commonweal“, 67)
be1 Geisteskrankheiten un generell be1 unverheiräteten Außerhalb der katholischen Kırche finden diese Begrün-
Minderjährigen un tüntzehn Jahren VOTrT,. „Humanıtäre dungen wen12 Anklang; INa  e} versucht dort vielmehr, die
und praktische Rücksichten“, Aautete die Begründung, Anpassung des Gesetzes die, W1e heißt, „sozı1alen
sollten Vorrang besitzen über metaphysische Prinzıpien Notwendigkeıiten“ erreichen. Die schr seltenen Fälle
und Dogmen. Die Eingrifte werden also mıiıt soz1alen un eıiner unerwünschten Schwangerschaft autf Grund VO
medizinıschen Argumenten gerechtfertigt. Noch deutlicher Vergewaltigung oder einer Inzesthandlung werden aber
drückt sıch das 1n einer Stellungnahme AauS, nach der durch die emotionell wirksame Propaganda offenbar
1im Interesse der Volksgesundheit sel, eiınen körperlich dısproportioniert, daß dahinter das Bestreben zahlreicher
oder veist1g geschädigten Embryo Sal nıcht erst ausreiten Frauen übersehen wird, die AUusSs leichtfertigen Gründen,

lassen. uch die Tatsache, da( ein nıcht mıindestens einschließlich der „kosmetischen Indiıkation“, VO  - der
24 Wochen alter Fötus außerhalb des Multterleibes Sal Schwangerschaft befreit werden möchten. Dıiıe wirksame
nıcht Jebensfähig ist;, wurde als Rechtfertigungsgrund für Herausstellung ein1ger Härtetälle hat tatsächlich dazu
die Schwangerschaftsunterbrechung angeführt. Schliefßlich gyeführt, da{iß die öffentliche Meınung 1n den USA —
stelle eın VWesen auf embryonaler Stute keine menschliche nehmend für die Änderung der Rechtsbestimmungen HC-
Person dar, der 114  =) Rechtsschutz zukommen lassen WONNeEeEN werden konnte (vgl „Amerıca“, 67)
muüßte. ine der radikalsten un zugleich oberflächlichsten
Begründungen 1St die Feststellung, jeder an stehe das 1e€ öffentliche Meinung“Recht Z eın Kiınd, das S1e nıcht wünscht, auch nıcht AaUS-

tragen mussen. Immerhin hat sıch 02 die New Wiährend sıch das katholische Bemühen daraut richtet, die
Yorker Kommuıiss:on für die Civil Rights MI1t der rage Diskussion aut wirkliche Härtetiälle begrenzen,befaßt, ob nıcht auch eın „Bürgerrecht“ auf Abtreibung vermeiden, daß durch die Modifizıerung der CN-gebe (vgl. News Servıce, 67) Die Argumen- wärtigen Gesetzgebung 1ne fast völlige Freistellung des
tatıon reicht also VO der Duldung des Eingriffes 1n Eingriffes ermöglicht wird, machen die Vertechter einer
speziıfıschen Hiärtefällen bis Z praktischen Freistellung. weitgehenden Lockerung der rechtlichen Sıtuation vielfach
Wiıiderstand diese Absichten eistet als weitgehend geltend, ıne Mehrheit der Bevölkerung unterstutze solche
geschlossene Gruppe NUuUr die katholische Kirche Wenn Bestrebungen, un: NUuUr die Katholiken richteten siıch
andere Upponenten relig1öse, juristische, medizinische, die Abschaffung der bestehenden Gesetze.
psychische oder soziale Gründe geltend machen, SpP In diesem Zusammenhang Aindet e1ine repräsentatıve Um -
chen S1Ee 1n der Regel als Privatpersonen. Jüdıische un irage des National Opınıon Research Center (NORC)
viele protestantische Gemeinschaften befürworten hın- Interesse, die mangelnder Differenziertheit 1n der

die Revisionsabsichten der Gesetzgeber. In olo- Fragestellung aufschlußreich 1St (vgl „Amerıica“,
rado dienten beispielsweise die Forschungen der Amer1- 67) ach der Berechtigung eıiner legalen Schwanger-
Can Lutheran Church ZUr Stützung der Vorlage (vgl schaftsunterbrechung befragt, befürwortete VO 1482 Be-
„Time  “  9 67) Der amerikanısche Baptistenkonvent fragten ine große Mehrheit den therapeutischen Abort
hat sıch ebenfalls für die gesetzliche Zulässigkeit der (77 90 dafür: 20 9/9 dagegen; 30/9 unentschieden), ıne
Schwangerschaftsunterbrechung 1n den geENANNTLEN Fällen kleine Mehrheit auch den Eingrift be; Vergewaltigung
ausgesprochen. (56 %0 dafür: 38 0/9 dagegen; 69/9 unentschieden) un be]

csehr wahrscheinlicher Schädigung des Kindes ©S 0/9 da-
cecht des ungeborenen Lebens für: 0/9 dagegen; 4 0/9 unentschieden). Dagegen lehnt

iıne yroße Mehrheit die Schwangerschaftsunterbrechung
Bıs auf weniıge Ausnahmen st1immen diese religiösen Ge- ab, WE das ınd A ncht erwünscht“ 1St (83 0/9 dagegen,
meınschaften durchaus miıt den moraltheologischen An- 159/0 dafür: 29/9 unentschieden), selbst bei nıedrigem
schauungen der katholischen Kiırche überein, S1e VECEI- Familieneinkommen (77 %0 dagegen; 0/9 dafür: 29/9
tLreten NUur iıne abweichende Einstellung 1in bezug auf die unentschieden) oder bei unverheirateten Frauen (SO 0/9
gesetzliche Fıxierung dieser Problematik. Das wichtigste dagegen; 18 9/9 dafür: 29/9 unentschieden). Be1 der rage
katholische Argument 1st das 1mM naturrechtlichen Denken nach der Gesundheit der TAau wurde nıcht unterschieden,

ob eLtwa2 auch i1ne ernsthafte nervlıche Belastung MI1t-begründete Recht autf Leben, das jede Tötung des FOtus
ausschließt, da 6S sıch nıcht einen „ungerechten An- verstanden werden sollte Damıt wırd ein Punkt berührt,
greifer“ handle. Die jüdisch-christliche Tradıtion, der vieltach Kritik den Diskussionen ausgelöst hat
heißt CS, sıeht LUr in Gott den Herrn über Leben un Der Begrift „geıistiger un psychischer Schädigung“ 1St
Tod, jede Anmaßung dieser Gewalt durch den Menschen unbestimmt, da{ß weıteste Auslegungen zuläßt, zumal
1im Falle der Schwangerschaftsunterbrechung se1 Zzumın- das Modellgesetz, das für die Entscheidung ZUugunsten
est als Tatbestand verwerftlich. eıiıner Unterbrechung NUur das Urteil VO  —$ Z7zwel Ärzten CI -

Die ÄArgumentation des Episkopats findet Unterstützung torderlich macht, nıcht die Qualifikation eınes Nerven-
durch katholische Juristenvereinıgungen, die das echt Arztes oder eınes Gynäkologen verlangt.
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Zu einem der NORC-Untersuchung vergleichbaren Re- Wer die „Barbareı“ des Krieges un der Todesstafe Ver-
sultat kam eine Umfrage Ärzten, die 1in der e1it- werfe, der könne ıcht gleichzeitig die Abtreibung als
schrift „Modern Medicine“ VO 74 Aprıil 1967 Vel- eıne legale Handlung begreifen.
öftentlicht wurde. Aus den Antworten VO  a 4Ö 089 ıne Entscheidung für oder eın Gesetz werde VO
Ärzten geht hervor, dafß ıne Schwangerschaftsunterbre- einem jeden erfordert, heißt 65 weıter. Dıie Katholiken
chung vorwiegend NUuUr 1n Härtefällen befürwortet wird. sejen 1m gegenwärtigen Zeitpunkt un nach den vorlie-
An erster Stelle steht die Lebensgefahr für die Mutter genden Forschungsergebnissen der Überzeugung, daß die
(von /6,5 0/9 der Befragten befürwortet), gefolgt VO Schwangerschaftsunterbrechung „verwerflich un -

Schwangerschaft als Folge Von Vergewaltigung oder Inzest nötıg“ sel, un ehnten deshalb die Revısıon der recht-
Sl 0/0) un nachweıslicher Schädigung des Fötus(0/9) lichen Sıtuation 1b Wenn die Mehrheit des Volkes für
Die Zulassung des Eıngrifis wird auch mehrheitlich be- eine Revısıon stımme, dann erfolge diese auch SCHCH
fürwortet, WEn eine ernsthafte Getahr für die Gesund- den katholischen Wiıderstand.
eıt der Mutter vorliegt (69,7 0/9), wenn die Wahrschein-
ichkeit für eine Schädigung des FOötus besteht, Ww1e Respektierung der Gewissensentscheidungbei der Inkompatibilität der Rhesus-Faktoren (62,7 0/0),
WE die geistige Gesundheit der Multter bedroht 1St Aufsehen erregte ın diesem Zusammenhang die ab-
(60,6 0/0) oder Selbstmordversuche wahrscheinlich siınd weıiıchende Stellungnahme VO  a 40 promiınenten New
(58,6 0/9) ıne starke Minderheit rechtfertigt die pera- Yorker Katholiken (vgl News Service, 67)
t1on auch dann, wenn der gefühlsmäßige Zustand der hne innere Zustimmung torderten s1ie die Freistellung
Multter erheblich beeinträchtigt wird (44,5 9/0), WE die der ‘ Schwangerschaftsunterbrechung, damıt die uneinge-
Schwangerschaft unehelich 1St (291 0/0) und Wenn die schränkte Gewissensentscheidung des einzelnen Bürgers
sozial-Skonomischen Bedingungen i1ne Belastung dar- ermöglıcht werde. „Während WILr Katholiken glauben,
stellen 26,6 %/0). Für i1ne vänzlıche Freistellung der daß die Abtreibung eınes Kindes sowohl verwerflich als
Schwangerschaftsunterbrechung sprach sıch 1ne kleine auch schwer sündhaft 1St, o1bt doch andere, die iıcht
Minderheit VO 14,3 0/9 A2US. Interessant 1St die Auft- uUuNseres Glaubens sind, die aber nach bestem Gewissen
schlüsselung des Umfrageergebnisses nach der Kontes- ebenso fest glauben, da{fß die Geburt un den schlimm-
sıonszugehörigkeit der Ärzte 49,1 0/9 der katholischen sten Umständen oft einem kurzen Leben in Elend und
Ärzte sprachen sıch für 1ne Liberalisierung Aaus, während Benachteiligung führt Sıe fühlen, da morali;sch
alle übrigen konfessionellen un konfessionslosen Gruppen falsch 1St, ıne Ha diesen Voraussetzungen ZUr
die Änderungen mıiıt 999 0/9 unterstutzten. S 0/9 der Entbindung zwıngen.“
Jüdischen un 91,2%/0 der protestantischen Ärzte SpP  — Als aufschlußreich erwıes sıch i1ne iınternationale Kon-
chen sıch flr die Revısıon der bisherigen Gesetzgebung ferenz über die Schwangerschaftsunterbrechung, die VO
aus („ihe National Catholic Reporter“, 67) bis September 1967 1in Washington zahlreiche

Ärzte, Theologen, Jurıisten, Politiker un Soziologen
Der Einspruch des Episkopats unterschiedlichster Provenıjenz vereinıgte (vgl den Kon-

greßbericht in „Ameriıca“, 6/7, 3720 R Überein-
Kurz nach der Einbringung der Gesetzesvorlage ZUr Neu- stimmende Ergebnisse konnten naturgemäß nıcht erzielt
regelung der rechtlichen Voraussetzungen für die Schwan- werden, vielmehr wurden die Komplexität der Proble-
gerschaftsunterbrechung 1m Staate New ork veröftent- matıik un die mangelnde Sachkenntnis 1n den Diskussio0-

Nne  m sichtbar. Vor allem wurde die Unsicherheit über dielichten die dortigen Bischöfe 1 Februar 196/ einen
gemeiınsamen Hırtenbrief, 1ın dem die Katholiken auf- tatsächlichen Verhältnisse bezüglich der legalen und lle-
gefordert wurden, sıch mıiıt allen demokratischen Mitteln galen Eingriffe deutlich. Der Gynäkologe Andr.:  e Hel-
der Vorlage widersetzen. Der Hırtenbrief tührte Jeghers hatte bereits 1n einer dem Abtreibungsproblem
heftigen Kontroversen, un ZWaar sowohl 7zwischen den yew1idmeten Sondernummer VO  3 „Commonweal“ (30
Katholiken un: anderen Religionsgemeinschaften als auch 67) darauf verwıesen, daß die Zahlenangaben auf uUunNnzZzUu-
innerhalb der katholischen Kırche selbst. In eıner Er- lässıgen extrapolierenden Berechnungen beruhten, denen
klärung des Protestant Council of the Cıity of New ork als Grundlage die veralteten Zahlenangaben eines Kran-
un dreier jüdischer Organısationen heißt SS „Wır sind kenhauses mi1ıt besonders unrepräsentatıven Patıentinnen
sehr betrübt über die harte un: unnachgiebige Haltung dienten.
uUunNnserer römisch-katholischen Brüder 1n dieser rage Wır Der britische katholische Abgeordnete St John-Stevas
wünschen nıcht, daß S1e iın irgendeiner Weiıse iıhre grund- hatte ebenfalls dem Kongreßß teilgenommen (vgl se1-
Jegenden Glaubensüberzeugungen andern, WIr wünschen 1LLEN Bericht in „Catholic Herald“, 15 67) urch eıt-
jedoch, da s1e 1SCIE Überzeugungen respektieren, die artıkel 1m „Catholic Herald“, durch die Interventionen
auf unseren relig1ösen Traditionen un ullseren Gewi1s- 1mM Unterhaus un durch die Organısatıon einer Lıga ZUE

sCcmMH basieren“ (vgl „Ämerıca“, 11 67) Verhinderung der Liberalisierung der britischen Abtrei-
„Commonweal“ un „America“ haben diesen Vorwurf bungsgesetze hatte sıch St John-Stevas die Spitze der
aufgegriffen un ausführlich Ommentiert. Es wiırd be- katholischen Opposıtion den Antrag des liberalen
dauert, dafß die ökumenische Annäherung durch diese Abgeordneten Davıd Steel gestellt. ach den großen
Auseinandersetzungen Schaden leide, aber wird gel- Debatten 1m Unterhaus un: in der Oftentlichkeit wurde
tend gemacht, dafß in  =) weder VO  — einer Schwächung dennoch nach 18 OoOnaten eın (zeset7z verabschiedet, das
des Pluralismus noch VO eiınem undemokratischen Ver- die Schwangerschaftsunterbrechung eichter möglich macht
halten auf seıten der Katholiken sprechen könne. Anders als AI „Wır haben Jetzt eın schlechtes Gesetz“,
als bei den Fragen der Geburtenregelung un der FEhe- urteilte der katholische Abgeordnete, „aber ohne die
scheidung se1 1er das echt eınes Drıtten, des Ungebore- ampagne ware noch 1e] schlechter“ (siehe den e1it-
NCN, 1mM Spiele, dessen Schutz der Kirche eın Anliegen sel1., artikel 1ın „Catholic Herald“;, Da 10 67) In „Amerıca“
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(9 67) resümıiert die Erfahrungen VO  3 England ZEUZSUNG besteht, daß die Schwangerschaftsunterbrechung
un empfiehlt ıhre Berücksichtigung be] den US-amerika- NUuUr 1n den schwerwiegendsten Fällen gerechtfertigt istz  «

Die Katholiken sollten aber AUuUsSs der Einstellung der Pro-nıschen Auseinandersetzungen. Er betont zunächst, daß
die Gesetzgebung 1n England gänzliıch unzureichen- testanten ıcht den Schluß zıehen, diese befürworten die
den Informationen stattgefunden habe un daß INa  = VOL Abtreibung generell.
allem die rage ach den Konsequenzen eıner Freistellung
verschiedener Indikationen unberücksichtigt gelassen Möglichkeit einer Meinungsänderung?
hätte. An dem 1 April in Kraft tretenden englischen
(Gesetz bezeichnet folgende Modifikationen als eiınen Kennzeichnend für die gegenwärtıge Dikussion 1St eın
Erfolg des hauptsächlich VO Katholiken getragenen W 1- Leitartikel der Zeitschrıift „Commonweal“, 1n dem
derstandes. Das „Wohlbefinden der Mutter  “  9 das auch die Berufung auf die biologisch-medizinischen For-
soziale Indikation einschließen kann, wurde Aaus dem (Ge= schungen un die theologisch-weltanschaulichen ber-
setzestexXt elımınıert. Ferner wurden die zulässıgen Sta- legungen heißt „Wır glauben nıcht, dafß gegenwärtig
tionen für die Durchführung eıner Schwangerschaftsunter- liberalisierte Abtreibungsgesetze verabschiedet werden
brechung beschränkt. Das 1ICUEC (Gesetz erlaubt ferner sollten. Es 1sSt jedoch durchaus möglıch, da{fß sıch 1n den
eınen weitgehenden Gewissensvorbehalt für Arzt un kommenden onaten 1NsSsSeTE Meınung über die moralische
Krankenhauspersonal. Schließlich wurde die Möglichkeit Seıte der Schwangerschaftsunterbrechung wandelt; auf
eınes Eingriftes bei Vergewaltigung, be; Schwangerschaft keinen Fall schließen WIr diese Möglichkeit VO vornher-
einer körperlich oder geist1g geschädigten Multter un: bei eın ZUS  « C 67) Anla{ für diese Stellungnahme dürt-
Empfängnis einer Minderjährigen ausgeschlossen. „In- ten ohl Außerungen einzelner Theologen SCWESCHN se1n,
dem S1e eine mittlere Posıtion 1n der juristischen rage die Berufung auf Thomas VO  e Aquın die AanımAdatıo
eingenommen haben“, St John-Stevas, „verleugnen ıcht miıt dem Zeitpunkt der Befruchtung der Eizelle
die Katholiken ıcht ıhre Prinzıpien, sondern erkennen sefzen wollen, sondern eiınem spateren, allerdings ıcht
die Tatsachen an. festlegbaren Zeitpunkt während der Schwangerschaft.
In der gleichen Nummer der Zeitschrift „Amerıca“ wurde Diese Überlegungen betreften auch die moralischen
1n einem Leitartikel die rage gestellt: „Sollte die katho- Aspekte der abortatıven Pille un: des intrauterinen
lische Kirche 1ın den Vereinigten Staaten 1m Lichte der essars (vgl 27ZU auch die Aussagen VO  —$ Franz Böckle
englischen un: amerikanıschen Erfahrungen ıne flexiblere über die Frage, ob die Nidationsunterdrückung durch den
Haltung einnehmen un: sıch aktıv der Retorm der Intrauterinpessar den Tatbestand einer Abtreibung er-

Abtreibungsgesetze beteiligen? Wır gylauben, S1e sollte füllt, „Frankfurter Allgemeine Zeıtung“, 67) Der
Iu  3 Zuvörderst steht dafür die harte Tatsache, da{fß Än- amerıikanische Theologe Donceel 5 } hat die Einstellung
derungen 1im Kommen sınd (und s1e kommen bald), ob einer Miınorität den katholischen Theologen, die
WIr u15 dem wıdersetzen oder iıcht.“ Dıie Kırche habe nıe ıne Beseeltheit erst in einem spateren Stadium annehmen,
die Meınung VELTFGLCN, daß alles Unmoralische erläutert (Continuum“, Vol Dl Nr I6 1967, 16/
Strate gestellt werden sollte Bezeichnend se1l jedoch die Fur Thomas se1 die Verbindung einer aktuell ex1istle-
Tatsache, daß INa  3 1n Amerika die rechten Dimensionen renden Seele mit einem Nur virtuell existierenden mensch-
verloren habe „Die Katholiken haben für die Klärung lıchen KöOrper unmöglich, da nach ıhm ine menschliche
der Sachverhalte einen wichtigen Beıtrag eisten.“ Seele Nur ın einer spezifisch menschlichen Leiblichkeit

ex1istieren könne, die be] eiınem Embryo 1im frühen Ent-
ine protestantische Stellungnahme wicklungsstadium ıcht gegeben sel. Diese Auffassung des

Hylemorphismus se1l die Begründung dafür SCW CSCIL, daß
bıs in das 18 Jahrhundert Fehlgeburten nıcht getauftAÄngesichts der Haltung vieler Protestanten einer Neu-

Tassung der rechtlichen Bestimmungen 1St der Beıtrag in wurden, WEeNn die Frucht noch keine menschliche körper-
der gleichen Nummer VO  e} „Amerıca“ ZUur theologischen iıche orm autftwies. Wenn Thomas auch ıcht die b1ıo0-
Auffassung des Protestantısmus gegenüber diesen Fragen logischen Kenntnisse besessen habe, über die WIr heute
bemerkenswert. Der Verfasser, Robert Drinan, doziert verfügen, se1 seine Vorstellung dennoch auch heute
als protestantischer Theologe 1ın Boston. „ Irotz ein1ıger och akzeptabel, da VOTL allem das biologische Argu-
Zweideutigkeiten 1n protestantischen Stellungnahmen“, ment dafür spreche, daß 1m Falle VO  3 eine1gen Zwil-
stellt Drınan einleitend fest, se1l die Behauptung berech- lıngen ıne Spaltung der Zelle erst nach der Befruchtung
tıgt, „daß die protestantische theologische Meınung die erfolge, also nach dem gegenwärt1ig mehrheitlich CUu-
Schwangerschaftsunterbrechung NUr in den allerernstesten jerten Zeitpunkt der anımatıo. ıne „Teilung“ der Seele
Fällen erlaubt und in keiner Weıse die Schwangerschafts- schließe sıch jedoch AUS. Die experimentell durchgeführte
unterbrechung gyutheißt, wenn sS1e der Mutter NULr ZU Befruchtung 1mM Reagenzglas mache schwer, „diese
Vorteıil gereicht.“ Diese Einstellung wırd auch durch ıne mikroskopischen Organısmen als menschliche Wesen
Äußerung des Nationalrates der christlichen Kirchen VO 7zuerkennen“. Diese spekulativen Bemühungen machen —

23 Februar 1961 bestätigt, 1n der heißt „ÜUbereinstim- miıindest deutlich, daß der Zeitpunkt der aAN1ımaAatıo nıcht
mend verdammen die protestantischen Christen Abtrei- festlegbar iSt un daß siıch auch be1 der mehrheitlichen
bungen als ıne Methode, die Menschenleben zerstOrt;: Auffassung SIreENSSCHOMMECN ine Hypothese handelt.
Ausgenommen 1St der Fall, wenn die Gesundheit oder das Bernhard Härıng weıst allerdings darauf hın (ın der
Leben der Mutter auf dem Spiele stehen.“ Dıie ethischen Neuauflage VO „Das (jesetz Christi“, ILL,

219£., Erich Wewel Verlag, München), dafß auchFragen, die miıt der Praxıs der Schwangerschaftsunterbre-
chung in Härtefällen verbunden seıen, müßten VO den der Rücksicht, daß die anımatıo ZU Zeitpunkt
Theologen weıter untersucht werden. eines Aborts och nıcht stattgefunden haben könnte, MmMIi1t

der Schwangerschaftsunterbrechung eın schwerwiegender„Es erscheint der Schlufß gerechtfertigt“, heißt ab-
schließend, „dafß un den Protestanten die tiefe ber- Eingrift 1n das natürliche Geschehen erfolgt.
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Die politischen, ethnischen un religiösen Hintergründe
der nigerianıschen Krise
Zum Jahreswechsel riet Generalmajor Yakubu Gowon, tralregierung scheinen einıge Hofinungen AaUus weıtere
der hef der Zentralregierung ın Lagos, seinen ın Biafra Vermittlertätigkeit geweckt haben Der Aufruf des
kämpfenden Truppen den Kampftslogan „Lafßt uns Präsidiums des Reformierten Weltbundes, sich stärker
das Letzte geben un den Krıeg bis Z.U 31 März g- tür die Befriedung Nıgerı1as einzusetzen (öpd, 68),
wınnen“ („Die Zeıt“, 68) Dieser Autrut erfolgte und der Appell des Generalsekretärs des Weltrates der

einer Zeıt, da verstäiärkte Bemühungen iıne £ried- Kırchen, Blake, Rom (öpd, 68), sıch C-
ıche Beilegung des Konflikts zwıschen der Zentralregie- meınsam mıt dem Weltrat ıne Beilegung des Kon-
rung un der abgefallenen Ostregion 1 ange 10 fliktes bemühen, sind Zeichen eiınes wachsenden kıirch-
In diese Bemühungen hatte sıch auch der Vatıkan einge- liıchen Engagements. Diese Bemühungen werden aber
schaltet. wWwel päapstlıche Emıissäre weilten als Vertreter weitgehend VO der Zusammenarbeit der Kirchen
der Carıtas Internationalıis 1mM Lande Der apst hatte Ort un Stelle abhängen.
s1e nach Nıger1a entsandt, zwiıschen den teindlichen
Lagern vermıitteln. Bereıts 1m Jul: 1967 hatte Paul VI Eın Trausamcer Bürgerkriegeiınen Appell General Gowon un: den damals noch
in der inzwiıischen VO den Regierungstruppen zurück- Miılitärisch 1St die Lage gegenwärtig unübersichtlich.
eroberten Hauptstadt des (Ostens residierenden Führer der Wenn auch eın mıilitärischer Sıeg der Ostregion Zzut
Rebellenregierung 1m Usten, Oberstleutnant Odumegwu W1e ausgeschlossen iste verliäuft der Vormarsch der
Ojukwu, gerichtet un die kämpfenden Parteıen Ver- Regierungstruppen keineswegs geradlinıg un: nach den
handlungen aufgefordert. ber die Weihnachten EeNLT- „Terminplänen“ der Zentralregierung. Biafra 1St ZW ar

sandte Delegation wollte der apst nochmals versuchen, bereits weitgehend umzingelt. Das strategısch wichtige
beide Kontrahenten direkt anzusprechen. Am De- Calabar der außersten Ostküste befindet sich bereits
zember führten dıe Z7wWel Delegierten des Heıiligen Stuhls, 1n den Händen der Regierungstruppen. Der Fluchtweg
Msgr Conway, eın ehemalıger irıscher Nıger1a-Miıs- nach Kamerun 1St den Ibos abgeschnitten. Als einz1ge
S1ONar, un: Msgr Rocheau VO tranzösıschen Secours Verbindung ZU Ausland bleibt den Aufständischen noch
catholique eın einstündıges Gespräch mi1t dem Führer der OFrt Harcourt, das als wichtigste Nachschubbasis dient.
Zentralregierung. General Gowon erklärte seinen Den Nıger entlang versuchen die Truppen der Zentral-
Wiıllen, schob aber die Schuld der gegenwärtıgen regıerung 1ın die Zentralregion Biıafras vorzustoßen. Der
Sıtuation aut seinen politischen un militärischen Geg- Vormarsch erfolgt 1aber langsamer, als vorauszusehen
CI WAal, un: nıcht ohne Rückschläge. So berichtet „Le
Die Delegierten konnten auch die VO  e} der Zentralregıie- Monde“ VO 31 Januar 1968, daß die ehemalige aupt-
runs wiedereroberten Gebiete, 1n denen der Großteil stadt VO  >; Ostnigerı1a, NUgU, die Anfang Oktober VO  -

der die Weltöftentlichkeit alarmierenden Massaker den Truppen der Zentralregierung erobert wurde, ımmer
den Ibos begangen wurden un oftensichtlich och be- noch Z Teil VO Truppen Biafras kontrolliert werde.
SaNSCH werden, autfsuchen un mMiıt Vertretern der christ- Ebenso sSCe1 1n der bereits 1im August 1967 VO der
lıchen Konftessionen un der Mohammedaner Gespräche Zentralregierung besetzten Universitätsstadt Nsukka
führen Ebenso konnten s1e mıi1ıt Vertretern des Roten der Nordspitze der Ostregion ın den etzten Wochen
Kreuzes Kontakt aufnehmen. Diplomatische Erfolge ımmer och Kämpfen mıt Rebellentruppen gekommen.
konnte die Mıssıon jedoch nıcht verbuchen. Außer einer uch 1mM Falle des sıcheren Sıeges der Zentralregjierung
besseren Koordinierung der möglıchen Hılfsmafßnahmen, asch Beobachter eınen unbefristeten Guerillakrieg 1n der
VOT allem 7zwischen den kıirchlichen Stellen, lıeben die Ostregıon OTAauUS. Man rechnet miıt einer Sıtuation „vliet-
Bemühungen der Delegatıon ohne siıchtbares Ergebnis. namesischen Typs“

Wıe ımmer aber sıch die miliıtärische Lage in den nächstenWohl aber erfolgte durch sS1ie iıne Unterrich-
Lung des Vatikans über die tatsächliche Lage 1n den VO Wochen un OoOnaten entwickeln INAas, ob autf Grund
Bürgerkrieg heimgesuchten Regionen un ıne klarere der angespannten innenpolitischen Sıtuation der Zentral-
Kenntnıis der politischen un: relıg1ösen Hintergründe des regierung un des drohenden wirtschaftlichen Zusammen-
Konfliktes. Dıie VO  = der gleichen Delegatıon geplante bruchs die Verhandlungschancen wachsen: schon Jetzt 1St
Reıse ach Biaftra mu{fßte zunächst abgebrochen werden das Ausmaß der Katastrophe deutlich sichtbar. Seit die

„Polizejaktion“ Jul: 1967 das abtrünnıge(Fıdes-Dienst, 1. 68) rst Anfang Februar gelang
den beiden Emissären die Einreise VO Westen er, Fuür Biafra begann, gyab mındestens 100 000 ote (nach
die eIt ihrer Durchreise durch das Kampfgebiet WAar VO  3 „Newsweek“, 68) Dıie Zahl der Opfer wırd VO  —

anderen Quellen als wesentlich höher angegeben. Derbeiden Seiten ein „Waffenstillstand“ 1mM Kampfabschnitt
Onıiıtsha vereinbart worden. Conway un Rocheau „Rheinische Merkur“ (19 68) sprach OSa VO  an 300 000

überreichten em heft der Rebellenregierung ıne pCI- egen der Unübersichtlichkeit der Lage un: den wıder-
sprechenden Meldungen AUuUsSs den gegnerischen Lagern sindsönlıche Botschaft des Papstes Bereıts Wochen vorher

hatte der aps dem Chef der Zentralregierung über den auch annäherungsweıse zutreftende Zahlen ıcht er -

Bundeskommissar für Transport, Tarka, der als Ver- mıitteln. Es bleibt aber die Tatsache der unerhörten Grau-
samkeit des Krieges mM1t seiınen Massakern, w 1e s$1e NUuUrLreter der Zentralregierung nach Rom yereist War, eben-

talls ine persönliche Botschaft übermitteln lassen. Das Aaus der iınnerafrikanıschen Sıtuation un: dem ZU bluti-
Gespräch, das die beiden päpstlichen Abgesandten CI Gemetzel gvesteigerten Stammeshaß erklärt werden

Februar mıiıt Ojukwu führten, un: die inzwıschen deut- können. Die Ibos verteidigen „ıhr Leben 1n eiınem
lıcher gewordene Verhandlungsbereitschaft miıt der Zen- Kampfte, der keine Gnade kennt, 1n einem Krieg, 1n dem
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